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Zeichnerische Festsetzungen

I. Planungsrechtliche Festsetzungen

Übersicht (ohne Maßstab)

GEMEINDE GANGELT

2. Bekanntmachung der Aufstellung

Der Beschluss über die Aufstellung dieses  Bebauungsplans wurde im Amtsblatt der
Gemeinde Gangelt am ………............ ortsüblich bekannt gemacht.

1. Aufstellung

Der Rat der Gemeinde Gangelt hat am ………............ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die
Aufstellung eines Bebauungsplan für den Geltungsbereich dieses Planes beschlossen.

3. Vorgezogene Öffentlichkeitsbeteiligung

Der Vorentwurf dieses Planes hat zur vorgezogenen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB nach ortsüblicher Bekanntmachung im Amtsblatt der Gemeinde
Gangelt am ………............ in der Zeit vom ………............ bis zum ………............
öffentlich ausgelegen.

5. Auslegungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Gangelt hat am ………............ beschlossen, den
Bebauungsplanentwurf samt Begründung gemäß    § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich
auszulegen.

6. Öffentliche Auslegung

Dieser Plan hat mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB nach ortsüblicher
Bekanntmachung im Amtsblatt der Gemeinde Gangelt  am ………............ vom
………............ bis zum ………............ öffentlich ausgelegen.

7. Beteiligung der Behörden

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, mit
Schreiben vom ………............ aufgefordert, bis zum ………............ zu diesem Plan mit
Begründung Stellung zu nehmen.

8. Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Gangelt hat den Bebauungsplan am ………............ gemäß
§ 10 BauGB mit Begründung als Satzung beschlossen.

9. Ausfertigung

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit seinen Festsetzungen durch
Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu eingegangenen Beschlüssen des
jeweils zuständigen gemeindlichen Gremiums übereinstimmen und dass die für die
Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

10. Bekanntmachung

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ist dieser Bebauungsplan als Satzung am ………............
im Amtsblatt der Gemeinde Gangelt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt
gemacht worden. Hiermit trat der Bebauungsplan in Kraft.

4. Vorgezogene Behördenbeteiligung

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, mit
Schreiben vom ………............ von dieser Planung unterrichtet und aufgefordert, sich
bis zum ………............ ………............hierzu zu äußern.

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Datum / Unterschrift Bürgermeister

Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanzV) vom
18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057)

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018) vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S.
421) zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b)

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b)

1. Art der baulichen Nutzung
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB

WA Allgemeines Wohngebiet

MD Dorfgebiet

2. Maß der baulichen Nutzung
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO

0,4 Grundflächenzahl (GRZ)

Geschossflächenzahl (GFZ)0,7

II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Höchstmaß der TraufhöheTH
 6,50 m

Höchstmaß der Firsthöhe
10,50 m
FH

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässigED

Geschlossene Bauweiseg

Offene Bauweiseo

bestehende Baugrenze

3. Verkehrsflächen
§ 9 (1) Nr. 11 BauGB

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

Straßenbegrenzungslinie

VerkehrsgrünV

4. Flächen für Versorgungsanlagen
    und Abwasserbeseitigung

§ 9 (1) Nr. 12, 14 BauGB

Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen

Elektrizität

RegenwasserrückhaltebeckenR

5. Grünflächen
§ 9 (1) Nr. 15 BauGB

Öffentliche Grünfläche

6.  Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und
     sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen
     für Bepflanzungen und für die Erhaltung von
     Bäumen, Sträuchern und sonstigen
     Bepflanzungen sowie von Gewässern

§ 9 (1) Nr. 20, 25 und (6) BauGB

Anpflanzen von Bäumen

7.  Sonstige Planzeichen

GaragenGa

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
§ 9 (1) Nr. 21 BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes    § 9 (7) BauGB

Kennzeichnungen

Flächen für besondere bauliche Vorkehrungen
§ 9 (5) Nr. 1 BauGB

Fuß- und RadwegF+R

Gebäude5

Durchfahrt, Arkade

Flachdach FD

Anzahl der VollgeschosseII

Flurkarte

Flurstücksgrenze

1625 Flurstücksnummer

65,38 vorh. Höhen

Längenmaß5.00

Parallelmaß#5.00

Winkelmaß90°

unverbindliche Legende Vermesserangaben/ Bemaßung

1. Niederschlagswasserbeseitigung

Gemäß § 51a LWG soll in den Gebieten, die nach dem 01.01.1996 neu bebaut werden, Niederschlagswasser vorzugsweise über belebte
Bodenschichten versickern. Danach ist anfallendes Niederschlagswasser grundsätzlich auf dem Grundstück zu versickern.

Das in Auftrag gegebene geohydrologische Gutachten lässt wegen unheitlicher Bodenverhältnisse eine durchgängige, dezentrale Versickerung des
Niederschlagswassers nicht zu. Auf der Grundlage der Gutachten wurde aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der besseren Funktionsüberwachung
eine zentrale Muldenversickerung im Süden des Plangebietes (Geländetiefpunkt) vorgesehen. Hier ist innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten
öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Zentrale Regenwasserentsorgung“ eine zentrale Versickerung des Niederschlagswassers möglich.
Für den hierzu vorgesehenen Regenwasserkanal im Trennsystem besteht Anschlusszwang.

2. Archäologische Bodenfunde

Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Befunde ist die Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder das Rheinische Amt für
Bodendenkmalpflege, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/9039-9, Fax: 02425/9039-199 unverzüglich zu informieren.
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang
der Arbeiten ist abzuwarten.

3. Wasserschutzgebiet

Das gesamte Plangebiet liegt in der Zone III B des festgesetzten Wasserschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlage Heinsberg-Kirchhoven, die
zur öffentlichen Trinkwasserversorgung genutzt wird.

Auf die Einhaltung der Schutzbestimmungen der Wasserschutzgebietsverordnung wird hingewiesen.

4. Geologische Besonderheiten

Das Plangebiet weist einige geologische Besonderheiten auf, die sich direkt auf die Bauliche Nutzung auswirken können.

· Das Plangebiet liegt im Nahbereich einer geologischen Verwerfungszone (Siersdorfer Westsprung). Auf Grund der Sümpfungswirkungen des
Braunkohlebergbaus sind hier ungleichmäßige Bodenbewegungen nicht auszuschließen.

· Die REWE Power weist darauf hin, dass die Bodenkarte des Landes Nordrhein-Westfalen in einem Teil des Plangebietes Boden ausweist, die
humoses Bodenmaterial enthalten.

Humose Böden sind empfindlich gegen Bodendruck und im allgemeinen kaum tragfähig. Erfahrungsgemäß wechseln die Bodenschichten auf
kurzer Distanz in ihrer Verbreitung und Mächtigkeit, so dass selbst bei einer gleichmäßigen Belastung diese Böden mit unterschiedlichen
Setzungen reagieren können.

Dieser Teil des Plangebietes wurde besonders gekennzeichnet, in diesem Bereich ist davon auszugehen, dass bei deren Bebauung ggf.
besondere Maßnahmen, insbesondere im Gründungsbereich, erforderlich sind. Hier sind die Bauvorschriften der DIN 1054 „Zulässige Belastung
des Baugrundes“ und der DIN 18196 „Erd- und Grundbau; Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke“ sowie die Bestimmungen der
Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten.

1. Art der baulichen Nutzung

1.1 Allgemeines Wohngebiet

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind die Ausnahmen gem. § 4 Abs.3 Nr. 3, 4 und 5 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Pro Wohngebäude sind höchstens 2 Wohnungen zulässig.

1.2 Dorfgebiet

Gemäß § 1 Abs. 5 bzw. Abs. 6 BauNVO sind Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse gem. § 5
Abs. 2 Nr. 4 BauNVO sowie Tankstellen gem. § 5 Abs. 2 Nr. 9 BauNVO und die ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten gem. § 5 Abs. 3
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

2. Maß der baulichen Nutzung

2.1 Die Traufhöhe der zu errichtenden Anlagen und Gebäude:

darf im äußeren Bereich, d.h. südlich der Straße Klein Feldchen sowie nördlich der Bröker Straße und westlich der Straße Palz eine max. Höhe von 6,50
m und im inneren Bereich, d.h. nördlich und südlich sowie westlich und östlich der Planstraße eine maximale Höhe von 4,50 m nicht überschreiten.

Als Traufhöhe ist die Schnittlinie der Außenflächen von Außenwand und Dach im Sinne von § 6 Abs. 4 BauONW zu verstehen. Bezugspunkt für die
Ermittlung der Traufhöhe ist die mittlere Höhe der Oberkante der Verkehrsfläche, an die das Grundstück grenzt. Maßgebend ist die ausgebaute,
ansonsten geplante Straßenhöhe.

2.2 Die Firsthöhe der zu errichtenden baulichen Anlagen und Gebäude:

darf im äußeren Bereich (Gebietsabgrenzung siehe Traufhöhe) eine max. Höhe von 10,50 m und im inneren Bereich (Gebietsabgrenzung siehe
Traufhöhe) eine max. Höhe von 9,50 m nicht überschreiten.

Bezugspunkt für die Ermittlung der Firsthöhe ist die mittlere Höhe der Oberkante der Verkehrsflächen an die das Grundstück grenzt. Maßgebend ist die
ausgebaute, ansonsten die geplante Straßenhöhe.

3. Garagen

3.1 Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie innerhalb der „Flächen für Stellplätze
und Garagen“ zulässig. Ausnahmsweise sind auch Nebenräume innerhalb der „Flächen für Stellplätze und Garagen“ zulässig. Die Ausnahme ist daran
gebunden, dass die Nebenräume in der Verlängerung der Garage bzw. des Carports errichtet werden und deren Breite und Höhe nicht überschreiten.

3.2    Balkone, Altane und Terrassenüberdachungen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind, sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen
zulässig.

3.2.1 Der Abstand zwischen der Einfahrtseite der Garagen und der Straßenbegrenzungslinie muss mindestens 6,0 m betragen. Als Bezugspunkt für die
Berechnung der Abstandsflächen von Garagen und Carports gilt die Ziffer 2.2 analog.

4. Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten oder -schüttungen unzulässig. Stein-/Kies-/Split-
und Schottergärten werden definiert als zusammenhängende Flächen, die mit den vorgenannten Materialien zu mehr als 10% bedeckt sind. Die Flächen
gelten auch dann als Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten, wenn auf den Einbau von Vliesen, Folien oder vergleichbaren Materialien verzichtet wird.
Ausgenommen sind Spritzschutzstreifen entlang von Fassaden, sofern eine Breite von 0,5 m nicht überschritten wird.

5. Grünordnerische Festsetzungen

(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

5.1.1 Die mit „V“ gekennzeichneten Grünflächen sind als Verkehrsbegleitgrün mit einer geeigneten Gras-Kräuter-Mischung (z.B. RSM 7.1.2) als
Landschaftsrasen herzustellen.

An den festgesetzten Stellen sind einheimische, stadtklimafeste Laubbäume gemäß Pflanzliste in der Mindestqualität Hst., 3xv., StU 14/16 zu pflanzen
und dauerhaft zu erhalten. Die Standorte können auch unwesentlich von der zeichnerischen Darstellung abweichen. Die Erhaltung bestehender Bäume
gilt gleich einer entsprechenden Neupflanzung.

5.1.2 Innerhalb der Baugebiete ist je Grundstück ein einheimischer Laubbaum gemäß Pflanzliste in der Mindestqualität Sol., 3xv., StU 16/18 zu pflanzen und
dauerhaft zu erhalten. Die Erhaltung bestehender Bäume gilt gleich einer entsprechenden Neupflanzung.

5.3 Einfriedung der Grundstücke mit geschnittenen Hecken. Die Grenzen seitlich und rückwärtig, je Haus- und Grundstückseinheit, sind mit einer
geschnittenen Hecke zu versehen. Unter Berücksichtigung des Nachbarschaftsrechts ist die Höhe bis 2 m frei wählbar. Die der Anliegerstraße
zugewandte Grundstücksseite (Vorgarten) ist von Einfriedungen in Form von Hecken und Zäunen frei zu halten.

5.5 Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Zentrale Regenwasserentsorgung“ ist mit einer geeigneten Gras-Kräuter-Mischung (z.B. RSM
7.1.2) als Landschaftsrasen herzustellen. Innerhalb der Fläche sind je 100 qm Mindestens 5 einheimische Sträucher gemäß Pflanzliste in der
Mindestqualität 5 Tr., 2xv., 60/80 zu pflanzen.

5.6 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, sofern sie nicht für eine andere zulässige Nutzung verwendet werden, gärtnerisch anzulegen und
dauerhaft zu erhalten. Als gärtnerisch angelegt gelten im Sinne dieses Bebauungsplanes unversiegelte Flächen, die überwiegend bepflanzt sind (z.B.
mit Rasen, Gräsern, Stauden, Kletterpflanzen oder Gehölzen). Die Regelungen unter 4. bleiben hiervon unberührt.

alte Baugrenze

neue Baugrenze

Flächen für Stellplätze, Garagen
und Tiefgaragen   § 9 (1) Nr. 4, 22 BauGB

Plangrundlage

Dieser Plan wurde auf Grundlage des amtlichen Katasters des Kreises Heinsberg
mit Stand vom Januar 2018 erstellt.

II. Gestalterische Festsetzungen
1. Einfriedungen

Die unter „Grünordnerische Festsetzungen“, Punkt 4.3 beschriebenen Einfriedungsfestsetzungen mit geschnittenen Hecken entlang der seitlichen und
rückwärtigen Grundstücksgrenzen werden wie folgt ergänzt:

· Einfriedungen entlang der Verkehrsflächen der als Erschließungsstraße der Baugrundstücke dienenden Straßenbegrenzungslinie sind nur mit
Rasenkantensteinen gestattet.

· Die seitlichen Einfriedungen zwischen den Verkehrsflächen und den parallel dazu festgesetzten vorderen Baugrenzen (Vorgartenbereich) dürfen
eine Höhe von 0,60 m nicht überschreiten.

2. Äußere Gestaltung von Gebäuden

2.1 Dachformen

Doppelhauseinheiten sind mit gleicher Dachform, Dachneigung, Trauf- und Firsthöhe,  Dacheindeckung und Fassadenmaterialien auszuführen.

2.3 Fassaden- und Deckengestaltung

Die Oberflächen der Außenwände sind bei zusammenhängenden Doppelhaushälften einheitlich in Material und Farbgebung auszubilden.

Hochglänzende Oberflächen für die Fassadengestaltung oder als Dacheindeckung sind nicht zulässig.

Die Dachflächen der geneigten Dächer sind mit Tondachziegel oder Betondachsteinen in den Farbtönen Naturrot, Anthrazit, Dunkelgrau, Braun oder
Rot einzudecken.

Einrichtungen der Solartechnik sind zulässig.

2.4 Garagen

Garagen müssen in ihrem äußeren Erscheinungsbild d. Material des zugehörigen Hauptgebäudes entsprechen

Für die Dächer von Garagen sind ebenfalls Einrichtungen der Solartechnik zulässig.

III. Hinweis und nachrichtliche Übernahmen (Teil 1 von 2)

Festsetzungen nach Planänderung Festsetzungen vor Planänderung

Projektmanagement GmbH, Maastrichter Straße 8, 41812 Erkelenz, Tel.: 02431/97318 0

Pflanzliste:
Bäume: (S = stadtklimafeste Bäume / H = Heckenpflanzen) Sträucher:
Quercus petraea Traubeneiche Corylus avellana Haselnuss
Quercus robur Stieleiche Vaccinium oxycoccus Heidelbeere
Fagus silvatica Rotbuche H Rhamnus frangula Faulbaum
Fraxinus excelsior Esche Lonicera xylosteum Waldgeißblatt
Fraxinus ornus Blumenesche S Rosa canina Hundsrose
Carpinus betulus Hainbuche H Rosa gallica Essigrose
Acer pseudoplatanus Bergahorn S Rosa arvensis Feldrose
Acer platanoides Spitzahorn S Sambucus nigra Holunder
Acer campestre Feldahorn H Rubus fruticosus Brombeere
Prunus avium Wildkirsche Cornus sanguinea Hartriegel H
Tillia cordata Winterlinde S Crataegus monogyna Weissdorn H
Tillia platyphyllos Sommerlinde Euonymus europaea Pfaffenhütchen
Sorbus aucuparia Eberesche Ligustrum vulgare Liguster H
Cornus mas Kornelkirsche S Prunus spinosa Schlehe

Salix caprea Salweide

III. Hinweis und nachrichtliche Übernahmen (Teil 2 von 2)

Flächen, deren Böden mit umwelt-
gefährdenden Stoffen belastet sind   § 9 (5) Nr. 3 BauGB

5. Altlast ID 862 „H. Ohlenforst“

In der als „Fläche, deren Böden mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind“ gekennzeichneten Fläche, ist im Altstandortverzeichnis des Kreises Heinsberg ein Altbetrieb mit der
Kennzeichnung ID 862 „H. Ohlenforst“ erfasst. Zur Minderung und Vermeidung von Eingriffen sind nachfolgenden Maßnahmen einzuhalten.

Die Flächeninanspruchnahme (z.B. durch den Baubetrieb) ist auf das unbedingt notwendige Maß und möglichst auf zukünftig bebaute Flächen zu begrenzen.

· Der Oberboden ist abzuschieben und getrennt vom übrigen Bodenaushub zu lagern. Der Boden ist nach Möglichkeit vor Ort wieder zu verwenden. Gemäß § 202 BauGB ist
Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Nähere Ausführungen zum Vorgehen enthält die DIN 18915 bezüglich des
Bodenabtrags und der Oberbodenlagerung. Es sind die Bestimmungen der DIN 18915 in den jeweiligen gültigen Fassungen unbedingt zu beachten.

· Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht gemäß den einschlägigen Fachnormen getrennt vom Unterboden abzutragen. Darunter liegende Schichten unterschiedlicher
Ausgangssubstrate sind entsprechend der Schichten zu trennen und zu lagern. Zu Beginn der Baumaßnahmen sind Bereiche für die Materialhaltung und
Oberbodenzwischenlagerung zur Minimierung der Flächenbeeinträchtigung abzugrenzen. Die geltenden Bestimmungen nach DIN 19731 sind zu berücksichtigen.

· Eine Kontamination von Boden und Wasser während des Baubetriebs ist durch entsprechende Maßnahmen zu vermeiden. Für den Bebauungsplan gilt, dass nach § 4 Abs. 1
BBodSchG in Verbindung mit § 7 BBodSchG sich jeder so zu verhalten hat, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden.

· Für den Einsatz natürlicher Schüttgüter gilt im Bebauungsplan, dass sich nach § 4 Abs. 1 BBodSchG in Verbindung mit § 7 BBodSchG jeder so zu verhalten hat, dass schädliche
Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden.

· Bodenverdichtungen und Gefügeschädigungen aufgrund von nasser Witterung sind zu vermeiden.
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